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Post soll an die kurzeLeine
Dienstleistungen Der angekündigte «Kahlschlag» bei den Poststellen ruft die Politik auf den Plan.Morgen verlangt die

zuständige Ständeratskommission Auskunft. Die Arbeitsgemeinschaft für die Berggebiete fordert einMoratorium.

EvaNovak

Ein Aufschrei ging durchs Land, als die
Pöstler-Gewerkschaft Syndicom Ende
letzter Woche vor einem «Kahlschlag»
gewarnt und eine Liste publiziert hat,
welche Poststellen in den einzelnenRe-
gionen geschlossenwerden sollen. Nun
ist die Angst vor dem «Kahlschlag» in
der Politik angekommen.MorgenMon-
tag und übermorgen Dienstag nimmt
sich die Kommission für Verkehr und
Fernmeldewesen (KVF) der Sache an
und verlangt von den Postverantwortli-
chenAuskunft.

Die Post hat zwar die Syndicom-Lis-
te umgehend inAbredegestellt und ihre
Absicht bekräftigt, in den kommenden
Monaten mit sämtlichen Kantonen das
Gespräch suchen zu wollen, um das
künftige Postnetz zu besprechen. Dies
hatte die Post bereits vergangenen Ok-
tober angekündigt, als sie ihre Pläne
kundtat, angesichtsdergeändertenKun-
denbedürfnisse bis in vier Jahren bis zu
600Poststellen zu schliessenunddurch
Agenturen zu ersetzen. Bereits damals
hiess es, bis imFrühlingwerde eine Lis-
te jener Poststellen präsentiert, welche
bis 2020 gesichert sind. Dies gelte wei-
terhin, die Post werde sich an ihre Ver-
sprechenhalten, versichertMedienspre-
cherOliver Flüeler.

Gesamtbild statt
häppchenweisenAbbaus

Den Ständeräten reicht das indes nicht.
So verlangt Stefan Engler, dass die Post
«vollständige Transparenz» zu ihren
Plänen schafft. Der häppchenweise Ab-
bau müsse in einen Gesamtkontext ge-
stellt werden, sagt der Bündner Christ-
demokrat: «Es geht nicht an, dass man
indenKantonenmit jedemeinbisschen

verhandelt, ohnedassmandasGesamt-
bild sieht und die längerfristigen Pers-
pektiven kennt.»

In einem nächsten Schritt müsse
manschauen, inwieweit dieheutigeGe-
setzgebung nicht nur den Bedürfnissen
der Post entspricht, sondern auch jenen
der Regionen, welche sich weiterentwi-
ckeln möchten. Gerade für Tourismus-
orte sei eine Poststelle enorm wichtig.
«Ich habe den Eindruck, dass die Post
nur betriebswirtschaftlich denkt, weni-
ger volkswirtschaftlich und schon gar
nicht regionalpolitisch», sagt auch der
LuzernerCVP-StänderatKonradGraber.

Besonders problematisch ist für die
Standesvertreter, dass indenAgenturen

keineZahlungenvorgenommenwerden
können. Hier hat auch der Bundesrat
Handlungsbedarf ausgemacht, wie er
vor zweiWochen in seinemBericht über
dieEvaluationdesPostgesetzes schrieb.
Allerdings spielte erdenBall vorerstdem
Parlament zu.

Personalverunsichert,
Bevölkerungverärgert

Mitte Februar ist die nationalrätliche
KVF am Zug, und auch hier sind heisse
Diskussionen programmiert. Ein Kahl-
schlag bei denPoststellen betreffenicht
nur die Bevölkerung, welche sich nach
wie vor mit der Post identifiziere, sagt
die Thurgauer Sozialdemokratin Edith

Graf-Litscher: «Auch beim Personal
spüre ich eine riesige Verunsicherung,
langjährigeMitarbeiter fürchtenumihre
Stelle.» Die SP müsse sich einen Vor-
stoss überlegen, damit der Bundesrat
denAuftrag andiePost anders definiert.
Zudem sollte die minimale Abdeckung
der Grundversorgung künftig regional
oder kantonal erfolgen, damit einBevöl-
kerungswachstum in denZentren nicht
zu einer Ausdünnung in den ländlichen
Regionen führt.

Schützenhilfe bekommendie Politi-
ker von der Schweizerischen Arbeitsge-
meinschaft fürdieBerggebiete (SAB).Es
war die SAB, welche die Kampagne
gegen die Service-public-Initiative ge-

führt hatte. Drei Monate nach der Ab-
stimmungkommediePost undkündige
einenderartweitgehendenUmbau ihres
Netzes an, sagt SAB-Direktor Thomas
Egger, und folgert daraus: «Der Post
fehlt die politische Sensibilität.»

Um dem drohenden «Kahlschlag»
einen Riegel zu schieben, müsse die
Postgesetzgebung geändert werden. So
müsse in den Agenturen neu auch die
AbwicklungdesZahlungsverkehrsmög-
lich sein.Bisdahindürfe aber keinewei-
tere Poststelle geschlossenwerden, for-
dert der SAB-Direktor: «Bis die Spiel-
regeln angepasst sind,muss für die Post
einMoratorium inderUmwandlungdes
Poststellennetzes gelten.»

ThomasEgger
Direktor SAB

«DerPost
fehltdie
politische
Sensibilität.»

Laura Avramovic, Mitarbeiterin der Post, während der Arbeit in der Postfiliale Kriens. Bild: Eveline Beerkircher (9. April 2015)

Lösung imBriefkastenstreit
Briefkästen EinekleineVorschrift sorgt
für grossen Ärger. Der erste Absatz von
Artikel 74derPostverordnungvon2012
schreibt imperativ vor: «DerBriefkasten
ist an der Grundstücksgrenze beim all-
gemein benutzten Zugang zum Haus
aufzustellen.» Zusätzlich für Zoff sorgt
Absatz 2: «SindverschiedeneStandorte
möglich, so ist derjenige zuwählen, der
amnächsten zur Strasse liegt.»

Die weitaus meisten Besitzer der
über 4 Millionen Briefkästen im Land
haltensich längstandieRegel.Abernicht
alle. Diese werden jeweils von der Post
ausfindiggemacht,wennsie ihreZustell-
touren «optimiert», was sie in jüngster
Zeit immer mehr tut, um die Wege der
Briefträgerzuverkürzen.Diebetroffenen
Hausbesitzerwerdendaraufhinaufgefor-

dert, ihren Briefkasten um ein paar Me-
ter zu versetzen, was die meisten auch
mehr oderweniger ungern tun.

Wersichweigert,muss
diePost selberabholen

Allerdings nicht alle.Wer sich trotzwie-
derholterMahnungweigert, riskiert, sei-
ne Briefe und Pakete bei der nächsten
Poststelle selber abholenzumüssen.Die
Betroffenen können auch an die Auf-
sichtsbehörde Postcom gelangen, die
sich zunehmend mit dem Briefkasten-
standort herumschlagenmuss.Wie vie-
leBriefkästennochzuversetzensindund
wie viele renitente Kunden ohne Haus-
zustellung auskommen müssen, ist un-
bekannt. Die Post führt dazu keine Sta-
tistik. In den meisten Fällen finde man

eine Lösung, versichert Postsprecher
Oliver Flüeler, räumt aber ein: «Es gibt
leider immereinpaarunschöneAusnah-
men.» Diese haben bereits zwei parla-
mentarische Vorstösse der SVP-Natio-
nalräteFranzRuppen (Wallis) undLukas
Reimann (St. Gallen) auf ihr Konto ver-
buchen können. Doch nun präsentiert
die SchweizerischeArbeitsgemeinschaft
für die Berggebiete einen Lösungsvor-
schlag im Briefkastenstreit. In einem
Positionspapier zur Grundversorgung
fordert sie die Post auf, fortan den ge-
sunden Menschenverstand walten zu
lassen. Artikel 74 sei nur noch für Neu-
bauten anzuwenden; bestehende Brief-
kästen sollen unverändert bleiben.
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